
    
 

 
 

   
    

        
    

  

  

         
            

         
            

        
           
         

           
         

              
         
        

          
         

          
         

         
           

               
          

           
         

             
   

                                                
                  

            
                   

                 
                  

     
                   

            
      

                 
               

                 
               

                
          

                     
         

Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/44-2-2/25.0 31.03.2023 

Konzept für die Überwachung 
der erheblichen Umweltauswirkungen 

gem. § 45 UVPG u. § 43i EnWG 
für Vorhaben Nr. 44 

des Bundesbedarfsplangesetzes, Abschnitt Nord 

1. Einführung 

Um frühzeitig und systematisch Umweltaspekte in die Bundesfachplanung einzubeziehen, 
führt die Bundesnetzagentur gemäß § 5 Abs. 7 NABEG1 eine Strategische Umweltprüfung 
(SUP) durch, die sich nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG2) richtet. Gemäß § 45 Abs. 2 UVPG überwacht die Bundesnetzagentur 
die erheblichen Umweltauswirkungen, die sich aus der Durchführung der Bundesfachpla-
nung ergeben. Diese Regelung basiert auf Art. 10 der EU-SUP-Richtlinie3. 
Nach Entscheidung über die Bundesfachplanung wird für Netzausbauvorhaben ein Planfest-
stellungsverfahren gemäß § 18 ff. NABEG durchgeführt, das gemäß § 23 NABEG regelmä-
ßig von einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) begleitet wird4. Aufgrund von Rechtsän-
derungen im Juli 20175 hat die für das Vorhaben zuständige Behörde nunmehr auch auf 
Ebene der UVP durch geeignete Überwachungsmaßnahmen sicherzustellen, dass das Vor-
haben im Einklang mit den umweltbezogenen Bestimmungen des Planfeststellungsbeschlus-
ses oder der Plangenehmigung durchgeführt wird. Diese Regelung basiert auf der EU-UVP-
Änderungsrichtlinie.6 Es ist beabsichtigt, die Überwachungsergebnisse zur SUP sowie auch 
die Überwachungsergebnisse zur UVP in einem gemeinsamen Bericht zu dokumentieren. 
Dabei ist beabsichtigt, Überwachungsmechanismen bzw. –instrumente möglichst sowohl für 
die Überwachung zur SUP als auch zur UVP zu nutzen. 
Die im Rahmen der SUP erforderlichen Überwachungsmaßnahmen sind dabei „mit der An-
nahme des Plans (…) auf Grundlage der Angaben im Umweltbericht“ (§ 45 Abs. 1 S. 2 
UVPG) festzulegen. Dies erfolgt über das hier vorliegende Überwachungskonzept, das die 
Bundesnetzagentur als zuständige Behörde erstellt und mit der Entscheidung über die Bun-
desfachplanung veröffentlicht. Die Überwachung für Vorhaben 44, Abschnitt Nord berück-
sichtigt dabei auch die durchzuführende Überwachung im Rahmen der UVP gemäß § 43i 
EnWG7. 

1 Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 08. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1325) geändert worden ist. 

2 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), 
das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist. 

3 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswir-
kungen bestimmter Pläne und Programme. 

4 In bestimmten Fällen, die in § 5a NABEG dargestellt sind, kann auf die Bundesfachplanung verzichtet werden. Stattdessen 
erfolgt direkt ein Planfeststellungsverfahren, das regelmäßig von einer Umweltverträglichkeitsprüfung begleitet wird. Eine 
Übergangsregelung hierzu enthält § 35 NABEG. 

5 Änderungen am Energiewirtschaftsgesetz (EnWG - Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung) i.d.F. vom 30. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2808) durch das Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPModG, 
Artikel 2 Abs. 6 Nr. 7 des Gesetzes zur Modernisierung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPModG) vom 20. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)), das den neuen § 43i EnWG zur Überwachung einführt. 

6 Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.04.2014 zur Änderung der Richtlinie 
2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten. 

7 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Okto-
ber 2022 (BGBl. I S. 1325) geändert worden ist. 
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Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/44-2-2/25.0 31.03.2023 

Die Überwachung beginnt nach der Entscheidung über die Bundesfachplanung. Sie dauert 
mindestens bis zur Umsetzung aller Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses 
zum Vorhaben an. Dabei greifen die Überwachung gemäß § 45 UVPG im Rahmen der SUP 
und gemäß § 43i EnWG im Rahmen der UVP ineinander. Die Bundesnetzagentur dokumen-
tiert die Ergebnisse der Überwachung der Umweltauswirkungen des Vorhabens 44, Ab-
schnitt Nord und macht sie der Öffentlichkeit sowie den für Umwelt- und Gesundheitsbelan-
gen zuständigen Behörden in einem gemeinsamen Überwachungsbericht zu UVP und 
SUP zugänglich. 

2. Ziele der Überwachung und Besonderheiten der Bundesfachplanung 

Im Rahmen der Überwachung soll die tatsächliche Entwicklung von (prognostizierten) erheb-
lichen Umweltauswirkungen beobachtet werden. Gesetzlich formuliertes Ziel der Überwa-
chung ist es dabei insbesondere, frühzeitig unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkun-
gen zu ermitteln, um gegebenenfalls geeignete Abhilfemaßnahmen ergreifen zu können 
(§ 45 Abs. 1 S. 1 UVPG). Die Überwachung kann aber auch ein Instrument zur Verifizierung 
von Annahmen im Umweltbericht sein.8 

Die Überwachung dient regelmäßig auch der Vorbereitung künftiger Planaktivitäten9, bei-
spielsweise über eine Reflektion der abgeschlossenen Planung10 . Allerdings werden im Re-
gelfall die zur Überwachung vorgesehenen Pläne fortgeschrieben (z.B. Regionalplan), so 
dass die Überwachung zwischen der Planaufstellung und ihrer Fortschreibung erfolgen kann. 
Die Ergebnisse der Überwachung – insbesondere hinsichtlich unvorhergesehener Umwelt-
auswirkungen – können damit in die Fortschreibung einfließen und helfen, die Planinhalte 
auf eine verbesserte Basis zu stellen. Diesbezüglich ist die Besonderheit der Bundesfachpla-
nung zu beachten, die in ihrer Projektbezogenheit und der abschließenden Entscheidung für 
einen Trassenkorridor besteht. Es erfolgt demnach keine Fortschreibung des Plans im Sinne 
einer späteren Aktualisierung oder Überarbeitung, in welche bei anderen SUP-pflichtigen 
Plänen und Programmen die Ergebnisse der Überwachung üblicherweise einfließen. Diese 
Möglichkeit, Abhilfe auf der gleichen Planebene zu schaffen, ist bei der Bundesfachplanung 
nicht gegeben. Für die UVP-Ebene sieht § 43i EnWG vor, dass die zuständige Behörde die 
erforderlichen Maßnahmen treffen kann, um sicherzustellen, dass das Vorhaben im Einklang 
mit den umweltbezogenene Bestimmungen durchgeführt wird. Die in beiden Planungsebe-
nen aus der Überwachung gewonnenen Erkenntnisse können zudem dazu beitragen, zu-
künftige Planungsverfahren zu verbessern. 

3. Gegenstand der Überwachung 

Im Rahmen der SUP sind die erheblichen Umweltauswirkungen zu überwachen, die sich aus 
der Durchführung der Bundesfachplanung ergeben (§ 45 Abs. 1 UVPG). Dabei geht es um 
die tatsächlich erheblichen Auswirkungen, nicht nur die als erheblich prognostizierten11 . 
Hierzu gehören grundsätzlich positive und negative Auswirkungen. Umfasst sind die vorher-
gesehenen, d.h. die im Umweltbericht prognostizierten, als auch die unvorhergesehenen 
Auswirkungen. 

8 EU-Kommission 2003: S. 50 (Rn. 8.4). 
9 z.B. Schieferdecker 2018, § 45, Rn. 54; Bunge, T. 2005: S. 125; Guckelberger, Gard 2016, S. 178. 
10 Bunge, T. 2005: S. 125, Rehhausen et al. 2015: S. 101 mit weiteren Nennungen. 
11 Erb, M. 2013: S. 181 (mit weiteren Verweisen). 
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Bei der Überwachung kann sich die zuständige Behörde auf Auswirkungen einer gewissen 
Intensität und Schwere konzentrieren. Das Umweltbundesamt schlägt hierfür die folgenden 
Aspekte als Schwerpunkte der Überwachung im Rahmen der SUP vor12: 

• Im Umweltbericht prognostizierte, erhebliche negative Umweltauswirkungen, 
• notwendige Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von negati-

ven Umweltauswirkungen, 
• Aussagen (Prognosen) zu Art und Umfang von negativen Umweltauswirkungen, bei 

denen deutliche Unsicherheiten bestehen (z.B. aufgrund fehlender Datengrundlagen 
usw.). 

Im Rahmen der UVP geht es insbesondere um die Überwachung der umweltbezogenen 
Bestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung. Im Fokus 
steht hier die Überwachung der Bestimmungen zu Merkmalen und Standort des Vorhabens 
sowie der Maßnahmen zu Vermeidung, Minderung, Ausgleich und Ersatz (§ 43i Abs. 1 Satz 
1 EnWG), also die Überwachung vorhergesehener Umweltauswirkungen und der hierzu ge-
troffenen Maßnahmen. Diese Überwachung kann dem Vorhabenträger aufgegeben werden 
(§ 43i Abs. 1 Satz 2 EnWG). 

4. Überwachungskonzept für Vorhaben 44, Abschnitt Nord 

Das vorliegende Überwachungskonzept für Vorhaben 44, Abschnitt Nord wird mit der Ent-
scheidung über die Bundesfachplanungvorgelegt. Erhebliche Umweltauswirkungen durch die 
Errichtung oder Änderung sowie den Betrieb einer Leitung i.S.v. § 2 Abs. 1 NABEG können 
im Rahmen der Planfeststellung genauer prognostiziert und beurteilt werden. Dies liegt am 
größeren Maßstab der Planfeststellung, den fortgeschrittenen Planungen und der zwischen-
zeitlich erfolgten Festlegung eines Trassenkorridors, der nunmehr im Hinblick auf eine kon-
krete Leitungstrasse untersucht wird. Das Konzept wird daher ggf. unter Berücksichtigung 
des Planfeststellungsbeschlusses angepasst. 
Vorgaben zur Art und Weise der Überwachung machen weder das UVPG13 noch das EnWG. 
Zur Überwachung der von der Bundesnetzagentur geführten Vorhaben werden die folgenden 
Überwachungsmaßnahmen eingesetzt: 

• Monitoring von Prognoseunsicherheiten, 
• Herstellungs-, Funktions- und Pflegekontrolle14 , 
• Hinweise von Behörden oder Dritten (passive Kontrolle) 
• ggf. Auswertung des allgemeinen Umweltmonitorings 

Die Gesamtheit der Maßnahmen ermöglicht die geforderte Erfassung aller erheblichen Um-
weltauswirkungen. 

Die Überwachung kann grundsätzlich auf Basis von Daten durchgeführt werden, die zur 
Durchführung der Vorhaben ohnehin erhoben werden bzw. aufgrund von Fachrecht erhoben 
werden können (z.B. § 17 Abs. 7 BNatSchG). Es werden somit die Daten genutzt, die wäh-
rend der Bundesfachplanung, Planfeststellung und Realisierung des Vorhabens gesammelt 

12 Umweltbundesamt (UBA) (2009): Leitfaden zur Strategischen Umweltprüfung (SUP). Dessau-Roßlau. S. 46ff. 
13 Schieferdecker 2018: § 45 Rn. 37. 
14 In den älteren Überwachungskonzepten lautete die Bezeichnung „Realisierungs- und Funktionskontrolle“. Die Umbenen-

nung erfolgte klarstellend und ohne inhaltliche Auswirkungen. 
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oder generiert werden, z.B. die vom Vorhabenträger eingereichten Unterlagen für die Um-
weltprüfungen, Dokumentationen des Ablaufs der Bauphase (ökologische und ggf. boden-
kundliche Baubegleitung), Nachweise zu durchgeführten artenschutzrechtlichen Maßnah-
men, Nachweise zu Maßnahmen aus landschaftspflegerischen Begleitplänen. Allerdings 
kann es im Einzelfall erforderlich werden, dass der Vorhabenträger nach der Realisierung 
des Leitungsbauprojekts Erhebungen durchführt. 
Die Überwachungsmaßnahmen finden in verschiedenen Planungsschritten Anwendung (vgl. 
Abbildung 1). Erläuterungen zum Überwachungskonzept auf Ebene des Bundesbedarfsplans 
finden sich im Umweltbericht zur Bedarfsermittlung auf Grundlage des NEP15 . Das Überwa-
chungskonzept BFP/PF wird im Folgenden genauer beschrieben. 

Abbildung 1: Überwachungsmaßnahmen auf den verschiedenen Planungsebenen 

4.1 Ablauf und Dokumentation 
Mit der Entscheidung zur Bundesfachplanung zu Vorhaben 44, Abschnitt Nord wird von der 
Bundesnetzagentur das vorliegende Überwachungskonzept veröffentlicht. Dabei werden die 
einzelnen Überwachungsmaßnahmen bereits soweit konkret beschrieben, wie dies derzeit 
anhand der Ergebnisse der SUP möglich ist. Sofern sich im Laufe des fortschreitenden Ver-
fahrens Ergänzungen an Überwachungsmaßnahmen anbieten oder eine Konkretisierung 
möglich ist, wird dies zu gegebenem Zeitpunkt dargestellt. 

Der aktuelle Umweltbericht ist unter www.netzausbau.de/umweltbericht abrufbar. 15 
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Die Beobachtung der erheblichen Umweltauswirkungen beginnt zur frühzeitigen Ermittlung 
insbesondere der unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen mit der Entschei-
dung über die Bundesfachplanung im Wege der verfahrensbegleitenden passiven Kontrolle. 
Das Monitoring der Prognoseunsicherheiten erfolgt planungsbegleitend. Sofern entspre-
chende Hinweise vorliegen, können auch Erkenntnisse aus dem allgemeinen Umweltmonito-
ring relevant und bei der Überwachung berücksichtigt werden. Nach Konkretisierung des 
Vorhabens in der Planfeststellung kann die Herstellungs-, Funktions- und Pflegekontrolle ein-
setzen. Die Überwachung dauert mindestens bis zur Umsetzung aller Nebenbestimmungen 
zum Vorhaben an. Ggf. kann eine längere Überwachung erforderlich sein, z.B. bzgl. notwen-
diger Funktionskontrollen. 
Die im Rahmen der Überwachung des Vorhabens 44, Abschnitt Nord gewonnenen Kennt-
nisse sollen sowohl fortlaufend in den weiteren Projektverlauf als auch in zukünftige oder pa-
rallele Verfahren einfließen. Die Ergebnisse der Überwachung zu UVP und SUP werden 
nach Umsetzung des jeweiligen Vorhabens (einschließlich aller festgesetzten Maßnahmen) 
in einem Bericht zusammengefasst und in geeigneter Form unter Beachtung der Vorschriften 
über den Zugang zu Umweltinformationen veröffentlicht. 

4.2 Monitoring von Prognoseunsicherheiten 
Das Monitoring von Prognoseunsicherheiten, die bei der Bundesfachplanungsentscheidung 
noch bestehen, dient der Überwachung voraussichtlicher erheblicher unvorhergesehener 
Umweltauswirkungen. Es ergänzt die anderen Überwachungsmaßnahmen. Hierbei wird im 
Anschluss an das Planfeststellungsverfahren für den Überwachungsbericht die Entwicklung 
der Planungen bezüglich identifizierter Prognoseunsicherheiten zusammenfassend und 
überblicksartig in einer Rückschau erfasst, wobei neue Erkenntnisse dokumentiert werden. 
Prognoseunsicherheiten und sich daraus ggf. ergebende, unvorhergesehene Umweltauswir-
kungen sind bei Umweltplanungen nicht ungewöhnlich. Eindeutige Aussagen zu Ursache 
und Wirkung sowie zu Verursacher und Betroffener gibt es selten. Wirkungen, die oft erst 
nach Jahren beobachtbar sind, müssen berücksichtigt werden.16 Prognosen helfen, diese un-
vollständigen und unsicheren Informationen für die Planung aufzubereiten. Wichtig ist dabei, 
dass Prognoseunsicherheiten dokumentiert werden. Die Überwachung der erheblichen Um-
weltauswirkungen soll helfen, sich u.a. hieraus ergebende, unvorhergesehene Umweltaus-
wirkungen zu identifizieren und Möglichkeiten zu entwickeln, mit ihnen im weiteren Planungs-
verlauf umzugehen bzw. aus ihnen für andere Planungen zu lernen. 
Als Beitrag zur Gewährleistung hoher Umweltschutzstandards werden fachliche und/oder 
wissenschaftliche Prognoseunsicherheiten im Vorhaben 44, Abschnitt Nord überprüft. Unbe-
rücksichtigt bleiben solche Prognoseunsicherheiten, die allein aus dem verhältnismäßig abs-
trakten Stand der technischen Planung in der Bundesfachplanung (gegenüber der Planfest-
stellung) resultieren. 
Fachliche und/oder wissenschaftliche Prognoseunsicherheiten werden z.B. im Rahmen von 
§ 40 Abs. 2 Nr. 7 UVPG im Umweltbericht des Vorhabenträgers oder der Entscheidung zur 
Bundesfachplanung gem. § 12 Abs. 2 Nr. 2 NABEG konkret benannt. Im Rahmen dieser 
Überwachungsmaßnahme werden diejenigen neuen fachlichen Informationen berücksichtigt, 
die während des Planfeststellungsverfahrens der Bundesnetzagentur bekannt werden. Ha-
ben sich z.B. zwischenzeitlich neue Fachkonventionen herausgebildet, insbesondere durch 

16 Fürst, D.; Scholles, F. 2008: S. 348. 
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den Abschluss entsprechender Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, so werden diese 
bei der rückblickenden Betrachtung im Überwachungsbericht berücksichtigt. 
Die Bundesnetzagentur stellt in ihrem Überwachungsbericht dar, inwieweit die oben genann-
ten Erkenntnisse im Verfahren berücksichtigt worden sind. Daraus lassen sich ggf. auch für 
weitere Bundesfachplanungsverfahren Rückschlüsse ziehen. Damit wirkt die Bundesnetza-
gentur insgesamt darauf hin, dass Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung von Plänen wie 
der Bundesfachplanung möglichst effektiv einbezogen werden, um dadurch zu einem hohen 
Umweltschutzniveau beizutragen. 
Sofern keine nennenswerten Abweichungen von den im Rahmen der SUP zur Bundesfach-
planung getroffenen Prognosen zu verzeichnen sind, so wird auch dies im Überwachungsbe-
richt vermerkt. 

4.3 Herstellungs-, Funktions- und Pflegekontrolle 
Im Rahmen der Herstellungs-, Funktions- und Pflegekontrolle17 wird überprüft, ob das Vorha-
ben 44, Abschnitt Nord entsprechend dem Plan realisiert wurde und ob ggf. vorgesehene 
Maßnahmen, z.B. Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltauswirkungen, ihre Funktion er-
füllen bzw. ob eine dem Plan entsprechende Pflege durchgeführt wurde. Auf diese Weise 
können und sollen insbesondere die vorhergesehenen erheblichen Umweltauswirkungen im 
Anschluss an die Bauausführung überwacht werden. Ferner soll überwacht werden, ob das 
Vorhaben im Einklang mit den umweltbezogenen Bestimmungen des Planfeststellungsbe-
schlusses durchgeführt wird (gem. § 43i Abs. 1 EnWG). Es können aber auch unvorhergese-
hene erhebliche Umweltauswirkungen ermittelt werden, die in einer unvollständigen oder ab-
weichenden Umsetzung begründet sind, beispielsweise bedingt durch eine Veränderung von 
Umweltbedingungen. 
Die Herstellungs-, Funktions- und Pflegekontrolle umfasst die Überprüfung, ob das Vorhaben 
44, Abschnitt Nord entsprechend dem Plan realisiert wurde und ob ggf. vorgesehene Maß-
nahmen ihre Funktion erfüllen bzw. ob eine dem Plan entsprechende Pflege durchgeführt 
wurde. Die Überprüfung erfolgt in der Regel anhand der Auswertung der Ergebnisse beste-
hender Kontrollmechanismen. So sind Bauüberwachung und ökologische und ggf. boden-
kundliche Baubegleitung bei vielen Verfahren Standard. Die Dokumentationen können für die 
Überwachung nutzbar gemacht und ausgewertet werden. Auch Kontrollen bezüglich Kom-
pensations-, Artenschutz- und Gebietsschutzmaßnahmen können im Hinblick auf die Über-
wachung ausgewertet werden. Zudem kommen punktuelle Immissionsmessungen durch den 
Prüf- und Messdienst (PMD) der Bundesnetzagentur als Überwachungsmaßnahme in Be-
tracht. 
Bei Abweichungen in der Planumsetzung kann dem mittels Maßnahmen gem. § 43i Abs. 2 
EnWG entgegengewirkt werden. Die Ergebnisse der Überwachung über die Herstellungs-, 
Funktions- und Pflegekontrolle werden nach Umsetzung aller Nebenbestimmungen gemein-
sam mit den weiteren Überwachungsmaßnahmen in einem Überwachungsbericht dokumen-
tiert. 
Gegenstand und Umfang der Herstellungs-, Funktions- und Pflegekontrolle können erst auf-
grund des Planfeststellungsbeschlusses festgelegt werden, da hierzu nähere Angaben zum 

17 Bei der Funktionskontrolle werden die Allgemeine und Spezielle Funktionskontrolle unterschieden (vgl. Vermerk „Überwa-
chung: Definition von Begriffen im Zusammenhang mit Überwachung und Monitoring, Ergebnis des Leistungsabrufes 43 bei 
der Planungsgruppe Umwelt“ vom 03.03.2022 (813e, 813-4), Az. 6.07.01.01/0-0-0/5.0/E/#51, Link zur E-Akte: https://e-
akte.intern.adns/DE_DMS_BNETZA_Production/web/?WorkListItemID=Settlement%7Cf57e77b2-8aa7-4834-ab6e-
1516ff2c4e3c%7CSystem.Guid.) 
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https://eakte.intern.adns/DE_DMS_BNETZA_Production/web/?WorkListItemID=Settlement%257Cf57e77b2-8aa7-4834-ab6e-1516ff2c4e3c%257CSystem.Guid
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Vorhaben sowie den vorhergesehenen Umweltauswirkungen bekannt sein müssen, bei-
spielsweise 

• welche technischen Maßnahmen im Detail festgelegt werden (z.B. Mastform, -funda-
ment) oder, 

• welche sonstigen Maßnahmen (z.B. aufgrund des Artenschutzes) festgelegt wurden, 
• ggf. welche Arten genau betroffen sind oder 
• ob und ggf. in welchem Teilbereich und in welchem Umfang die jeweilige Art genau 

beeinträchtigt wird. 
Die konkrete Ausgestaltung dieser Überwachungsmaßnahmen ist daher regelmäßig erst 
nach dem Planfeststellungsbeschluss möglich. Daher werden diese Überwachungsmaßnah-
men über Nebenbestimmungen im Planfeststellungsbeschluss für Vorhaben 44, Abschnitt 
Nord festgelegt. Nur im Ausnahmefall ist eine Anpassung des vorliegenden Überwachungs-
konzeptes notwendig. 

4.4 Hinweise von Behörden oder Dritten (passive Kontrolle) 
Im Rahmen einer „passiven Kontrolle“ sind die für Umwelt- und Gesundheitsbelange zustän-
digen Behörden im Bereich des Vorhabens 44, Abschnitt Nord eingebunden. Die zuständi-
gen Behörden werden um Hinweise gebeten, falls erhebliche Umweltauswirkungen festge-
stellt bzw. vermutet werden, die nicht in den relevanten Unterlagen des Vorhabens 44, Ab-
schnitt Nord identifiziert wurden. Solche Erkenntnisse können sich z.B. aus den bei den Na-
turschutzbehörden vorliegenden Daten aus dem allgemeinen Umweltmonitoring, wie z.B. 
dem FFH-Monitoring oder immissionschutzbezogenen Messungen, ergeben. 
Nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses werden die betroffenen Behörden, deren um-
welt- oder gesundheitsbezogener Aufgabenbereich durch den Plan berührt wird, zudem an-
geschrieben und über den Plan sowie die Überwachungsmaßnahmen informiert. Die Ergeb-
nisse finden Eingang in den abschließenden Überwachungsbericht. 
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